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Rückzahlungsklausel unwirksam bei unangemessener Benachteiligung 
 
Vereinbart ein Arbeitgeber mit einem Arbeitnehmer, dem er ein Studium finanziert, eine 
Rückzahlungsklausel und ist dabei eine unbeschränkte Rückzahlungsverpflichtung vor-
gesehen, führt das zur Unwirksamkeit der Klausel. Das hat das Bundesarbeitsgericht im 
Fall eines Arbeitgebers entschieden, der seinem als Organisator beschäftigten Arbeit-
nehmer ein nebenberufliches Studium zum Diplombetriebswirt finanzierte. Er vereinbar-
te hierfür eine unbeschränkte Rückzahlungsverpflichtung. Nachdem der Arbeitnehmer 
das Studium abgebrochen hatte, verlangte der Arbeitgeber die Rückzahlung des für die 
Studienfinanzierung gewährten Darlehens über 4.500 Euro. In seiner Begründung ver-
weist das Gericht darauf, dass es sich bei der Regelung im Darlehensvertrag um Allge-
meine Geschäftsbedingungen handele, die der Inhaltskontrolle (nach §§ 307 ff. BGB) 
unterlägen. Die Klausel benachteilige den Arbeitnehmer entgegen den Grundsätzen von 
Treu und Glauben unangemessen, weil sie auch eine Rückzahlungsverpflichtung für 
Fälle vorsehe, in denen die Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber 
veranlasst werde.  
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 23. Januar 2007; Az.: 9 AZR 482/06) 
 
 
Keine wirksame Mitwirkung im Betriebsrat bei Interessenkollision 
 
Wirkt ein Mitglied des Betriebsrats bei einem Beschluss mit, durch den es individuell und 
unmittelbar betroffen ist, führt das zur Unwirksamkeit des Beschlusses. Das hat das 
Landesarbeitsgericht Düsseldorf im Fall einer Vorsitzenden des Betriebsrates entschie-
den, die an einem Beschluss zur Versetzung und Umgruppierung eines Lagermeisters, 
der ihr Ehemann war, teilgenommen hatte. Da der Arbeitgeber den ablehnenden Be-
schluss für unwirksam hielt, beantragte er die Feststellung der Zustimmungsfiktion (vgl. 
§ 99 Abs. 3 Satz 2 BetrVG). In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass der 
Beschluss des Betriebsrats nicht wirksam gewesen sei, weil die Betriebsratsvorsitzende 
wegen Interessenkollision verhindert war, an der Sitzung teilzunehmen, soweit über den 
ihren Ehemann betreffenden Antrag beraten und abgestimmt wurde. Der Betriebsrat 
habe als Organ die Interessen der von ihm repräsentierten Belegschaft zu vertreten. 
Dies sei nicht gesichert, wenn bei der Beschlussfassung die eigenen Interessen von 
Betriebsratsmitgliedern so stark seien, dass sie gegenüber den Belegschaftsinteressen 
in den Vordergrund träten. Eine solche Gefahr bestehe bei Einzelmaßnahmen wie Ver-
setzung oder Umgruppierungen, wenn diese allein den Ehepartner eines Betriebsrats-
mitglieds beträfen und mit einem Vermögensnachteil verbunden seien. (Beschluss des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 16. Dezember 2004; Az.: 11 TaBV 79/04) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3/6 

Kündigung bei übler Nachrede in Internetforum 
 
Äußert ein Arbeitnehmer sich in einem öffentlich zugänglichen Internetforum negativ 
über seinen Arbeitgeber, kann dies eine fristlose Kündigung rechtfertigen. Das hat das 
Arbeitsgericht Frankfurt am Main im Fall einer Büroangestellten bei einem Zeitarbeitsun-
ternehmen entschieden. Die Arbeitnehmerin hatte ihren Arbeitgeber in einem Internetfo-
rum in mehren Eintragungen als Sklavenbetrieb und Zuhälterfirma bezeichnet sowie 
Kollegen und auch Vorgesetzte als Idioten tituliert. Über eine Verlinkung auf die private 
Internetseite der Arbeitnehmerin konnte sie als Urheberin der Beschimpfungen ermittelt 
werden. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass es sich bei den öffent-
lich zugänglichen Äußerungen um üble Nachrede und damit um eine Straftat handele. 
Die Arbeitnehmerin könne sich nicht darauf berufen, dass sie selbst im Internet anonym 
aufgetreten sei. Entscheidend sei, dass sie den Namen ihres Arbeitgebers genannt ha-
be. Insbesondere die Titulierung als Zuhälterfirma sei geeignet, das Vertrauensverhält-
nis nachhaltig zu zerstören. 
(Urteil des Arbeitsgerichts Frankfurt/Main vom 29. November 2006; Az.: 22 Ca 2474/06) 
 
 
Beweislast bei Änderungskündigung mit Namensliste 
 
Vereinbaren bei einer Änderungskündigung Arbeitgeber und Betriebsrat einen Interes-
senausgleich und benennen darin die von der Kündigung betroffenen Arbeitnehmer na-
mentlich, ändert sich dadurch die Beweislast zugunsten des Arbeitgebers. Das hat das 
Bundesarbeitsgericht im Fall einer in einem Bahnhof beschäftigten Arbeitnehmerin aus 
Sachsen entschieden, der fristgemäß gekündigt wurde mit einem Weiterbeschäfti-
gungsangebot in Dortmund. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass in 
einem Kündigungsschutzprozess regelmäßig der Arbeitgeber die kündigungsbegrün-
denden Tatsachen beweisen müsse. Anders sei es aber, wenn Arbeitgeber und Be-
triebsrat einen Interessenausgleich mit Namensliste vereinbarten (vgl. § 1 Abs. 5 
KSchG). Dann ändere sich die Beweislast im Sinne einer gesetzlichen Vermutung, dass 
die Kündigung betriebsbedingt sei. Es obliege dann dem Arbeitnehmer, die Vermutung 
der Betriebsbedingtheit zu widerlegen. Auch die Sozialauswahl sei dann nur noch auf 
grobe Fehlerhaftigkeit zu überprüfen. Da die Klägerin die gesetzliche Vermutung nicht 
widerlegt habe und die Sozialauswahl keine groben Fehler aufweise, sei die Kündigung 
rechtens. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 19. Juni 2007; Az.: 2 AZR 304/06) 
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Befristung von Arbeitsverträgen: nur schriftlich! 
 
Vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Befristung eines Arbeitsvertrages zu-
nächst nur mündlich und halten erst später in einem schriftlichen Arbeitsvertrag fest, so 
ist die mündliche Vereinbarung wegen Formmangels unwirksam und ein unbefristeter 
Arbeitsvertrag entstanden. Die nachträgliche schriftliche Befristung stellt dann nur eine 
befristungsrechtlich bedeutungslose Wiedergabe der mündlichen Vereinbarung dar. An-
ders ist es, wenn die Vertragsparteien vor der Unterzeichnung des schriftlichen Arbeits-
vertrages keine mündliche Befristung vereinbart haben; dann beinhaltet der schriftliche 
Arbeitsvertrag mit der Befristung eine eigenständige, dem Schriftformerfordernis genü-
gende Befristung. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines Arztes in der Weiter-
bildung entschieden, der mit seinem Arbeitgeber einen entsprechenden schriftlichen 
Arbeitsvertrag mit Befristung abgeschlossen hatte, ohne dass zuvor eine mündliche Be-
fristung vereinbart worden war. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass 
in diesem Fall die Befristung insgesamt rechtmäßig sei. Sie sei auch durch Sachgründe 
gerechtfertigt. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 13. Juni 2007; Az.: 7 AZR 700/06) 
 
 
Verhältnis von Aufhebungsvertrag und Kündigung 
 
Sagt ein Arbeitnehmer nach Auseinandersetzungen mit seinem Vorgesetzten mündlich 
die Zustimmung zu einem Aufhebungsvertrag zu und hält diese Zusage später nicht ein, 
kann der Arbeitgeber diese Nichteinhaltung der Zusage nicht zum Anlass für eine fristlo-
se Kündigung nehmen. Das hat das Landesarbeitsgericht Hessen im Fall eines bei ei-
nem Landkreis beschäftigten Sachgebietsleiter entschieden, der seinen Vorgesetzten 
nach Auseinandersetzungen als großes Arschloch und Charakterschwein bezeichnet 
hatte. Der Arbeitnehmer stimmte zunächst mündlich zu, einen Aufhebungsvertrag zu 
unterschreiben, verweigerte später aber die Unterschrift. Der Arbeitgeber sprach darauf 
eine fristlose Kündigung aus. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass 
ein Aufhebungsvertrag der Vertragsfreiheit des Arbeitnehmers unterliege, sodass die 
Nichtunterzeichnung keine arbeitsvertragliche Pflichtverletzung und damit auch keinen 
Kündigungsgrund darstelle. Auch eine Kündigung aufgrund der massiven Beleidigung 
des Vorgesetzten komme nicht mehr in Betracht, weil zum Zeitpunkt der Kündigung die 
gesetzliche Zweiwochenfrist bereits abgelaufen gewesen sei. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hessen vom 9. Februar 2007; Az.: 3 Sa 383/06) 
 
 
BAG-Urteil: Arbeitgeber zur Entgeltumwandlung verpflichtet 
 
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat mit (noch unveröffentlichtem) Urteil vom 12. Juni 
2007 in Übereinstimmung mit den Vorinstanzen entschieden, dass ein Arbeitgeber den 
Arbeitnehmern eine Betriebsrente durch Umwandlung eines Teiles des Gehalts nicht 
verwehren darf. Dies darf er auch dann nicht, wenn der Arbeitgeber sich um den Insol-
venzschutz für das angesammelte Betriebsrentenkapital selbst kümmern muss.  
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Mit Gültigkeit des § 1a des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) kann der Arbeitnehmer 
verlangen, dass der Arbeitgeber bis zu vier Prozent des Bruttoentgelts – entsprechend 
der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung – 
durch Entgeltumwandlung für eine betriebliche Altersversorgung (bAV) des Mitarbeiters 
einzahlt. Für die dadurch begründeten Ansprüche auf eine arbeitnehmerfinanzierte Be-
triebsrente hat der Arbeitgeber als Treuhänder einzustehen, auch wenn als bAV-
Durchführungsweg eine Direktversicherung gewählt wurde und der Durchführungsträger 
für die vereinbarte Leistung nicht eintreten sollte. 
 
Aus Sicht des Rechtswissenschaftlers Prof. Dr. Hans-Peter Schwintowski, Lehrstuhlin-
haber an der Berliner Humboldt-Universität, ist das aktuelle BAG-Urteil nicht unproble-
matisch. Danach werden die Arbeitgeber mit einer Insolvenzausfallhaftung belastet, für 
die sie keine Gegenleistung erhalten. Da der Arbeitnehmer durch die Umwandlung sei-
nes eigenen Gehaltes die Altersvorsorge selbst finanziert, müsste er auch das Risiko 
einer etwaigen Insolvenz des Versicherungsunternehmens selbst tragen. Im Übrigen 
genauso, wie bei jedem anderen privaten Versicherungsvertrag auch. Allerdings hat die 
Versicherungswirtschaft für den Fall der Insolvenz eines Lebensversicherers einen Si-
cherungsfonds eingerichtet. Damit gehen die Kunden bei Insolvenz eines Versicherers 
nicht leer aus. Auf der anderen Seite ist dann die Mithaftung des Arbeitgebers nicht 
mehr vonnöten. Der Berliner Rechtswissenschaftler fürchtet, dass, wenn es bei den 
Grundsätzen des Bundesarbeitsgerichtes bleibt, dies eine massive Bremse für die wei-
tere Verbreitung der bAV werden wird. Um ein persönliches Haftungsrisiko zu vermin-
dern, werden die Arbeitgeber automatisch alles tun, entsprechende  Versorgungssyste-
me für die Mitarbeiter zu vermeiden. (REG) 

 
Nähere Infos: Ralf E. Geiling, Itterstraße 24, 41469 Neuss, Tel.: 02137 / 929070, E-Mail: 
info@gms-infoservice.de. 
 
 
Rentenrechner und Vorsorgeanalyse auf CD-ROM 
 
Die Deutsche Rentenversicherung Bund bietet eine aktuelle Software zur Rentenbe-
rechnung und Vorsorgeanalyse auf CD-ROM (für das Betriebssystem Microsoft Win-
dows) an. Mit dem leicht verständlichen Programm kann jeder Anwender die zu erwar-
tende Rente bequem am PC ausrechnen lassen. Dazu ist lediglich die Eingabe persön-
licher Daten erforderlich. Zusätzlich zur Rentenberechnung kann auch eine Vorsorge-
analyse durchgeführt werden. Hierbei berücksichtigt das Programm sowohl betriebliche 
als auch private vorhandene und erwartete Absicherungen fürs Alter. Der Vorsorge-
Rechner ermittelt aus dem Geburtsdatum und der Eingabe des gewünschten Renten-
beginns, ob und mit welchen Abschlägen ein Rentenbezug grundsätzlich möglich ist. Mit 
dem Programm können bis zu zehn verschiedene Rentenkonten verwaltet werden. 
 
Die CD-ROM „Rentenberechnung“ ist erhältlich bei der Deutschen Rentenversicherung 
Bund, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Kommunikation -Vertrieb-, 10704 Berlin. Die 
Bezugskosten betragen 19,95 Euro (inklusive Versandkosten). Bestellungen sind ab 
sofort möglich: Telefonisch unter 030 865-24536, per Faxnummer unter 030 865-27089 
und per E-Mail: bestellservice@drv-bund.de. 
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Nähere Infos: Ralf E. Geiling, Itterstraße 24, 41469 Neuss, Tel.: 02137 / 929070, E-Mail: 
info@gms-infoservice.de. 
 

 
Bundesarbeitsgericht: Kündigung bei krankheitsbedingten Fehlzeiten 
 
Im Rahmen von betriebsbedingten Kündigungen dürfen Arbeitnehmer, die aufgrund von 
Krankheit deutlich mehr Fehlzeiten haben als die anderen Arbeitnehmer, nicht benach-
teiligt werden. Die Sozialauswahl ist auch in solchen Fällen zu beachten, so das Bun-
desarbeitsgericht mit Urteil vom 31. Mai 2007 (Az.: 2 AZR 306/06). 
 
Nähere Infos: Christoph Iser, Steuerberater, Internet: www.Steuerempfehlung.de, E-
Mail: Stb.Iser@Steuerempfehlung.de. 
 
 
Surfen im Internet als Kündigungsgrund 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat mit Urteil vom 31. Mai 2007 entschieden, dass das Surfen 
im Internet am Arbeitsplatz ein Grund für eine verhaltensbedingte Kündigung sein kann. 
Eine Kündigung ist auch möglich, ohne dass der Arbeitgeber die private Internetnutzung 
nicht verboten hat. Dabei ist jedoch der Umfang der privaten Internetnutzung zu berück-
sichtigen. Unter dem Strich ist eine Kündigung ohne vorherige Abmahnung möglich, 
wenn die private Internetnutzung in erheblichem Maße stattfindet und der Arbeitnehmer 
so seine Arbeitspflichten verletzt (Az.: 2 AZR 200/06). 
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